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Voraussetzungen und Rahmenbedingungen des Aufstiegslehrgangs 

 

1. Für die Teilnahme am Aufstiegslehrgang können sich alle w issenschaftlichen Lehrkräfte 

bew erben, die  

- im gehobenen Dienst an beruf lichen Schulen unterrichten,  

- zu Beginn des Lehrgangs mindestens eine zehnjährige hauptberuf liche Unterrichts-

praxis nachw eisen. 

 

2. Der Aufstiegslehrgang w ird berufsbegleitend angeboten. Es w ird keine Deputatsanrech-

nung gew ährt. 

 

3. Für die Teilnahme w erden keine Gebühren erhoben. Durch die Lehrgangsteilnahme 

entstehende Reisekosten w erden erstattet; die Lehrgangsteilnehmenden können diese 

über das jew eilige Seminar beim ZSL abrechnen. 

 

 

Bewerbung 

 

4. Bew erbungen um Zulassung zum Aufstiegslehrgang sind jew eils bis zum 1. Dezember 

schrif tlich auf  dem Dienstw eg an das zuständige Regierungspräsidium zu richten.  

 

5. Für die Bew erbung muss grundsätzlich eine aktuelle Beurteilung durch die Schulleiterin 

oder den Schulleiter vorliegen, die nicht älter als drei Jahre ist und die die Leistungen 

als mindestens gut (2,0) einstuf t. Die Beurteilungszeiträume dürfen bei den verschiede-

nen Bew erberinnen und Bew erber nicht erheblich voneinander abw eichen, insbeson-

dere dürfen die jew eiligen Enddaten nicht um mehr als ein Jahr auseinanderfallen. Auf  

Antrag der Bew erberin oder des Bew erbers kann vom Regierungspräsidium eine neue 

Beurteilung durch die Schulleitungen angefordert w erden. 

 

Die Bew erberin oder der Bew erber kann sich auf  Antrag an das zuständige Regie-

rungspräsidium zusätzlich von einer Fachberaterin oder einem Fachberater im Unter-

richt besuchen und beurteilen lassen. In diesem Fall w ird aus beiden Beurteilungen je 

hälf tig eine Gesamtnote gebildet, die mindestens gut (2,0) sein muss, um die Zulas-

sungsvoraussetzungen für den Aufstiegslehrgang zu erfüllen. 
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6. Die Vergabe der Plätze erfolgt in den einzelnen Regierungspräsidien vorrangig auf  der 

Grundlage der aktuellen Dienstlichen Beurteilung. Weisen Dienstliche Beurteilungen 

von Bew erberinnen und Bew erbern zum Aufstiegslehrgang gleiche Leistungsbew ertun-

gen und Befähigungen auf  und stehen nicht genügend Plätze zur Verfügung, w erden 

nach der Ausschöpfung leistungsbezogener Ausw ahlkriterien Hilf skriterien w ie das 

Dienstalter, eine eventuelle Schw erbehinderteneigenschaf t oder auch die Verw irkli-

chung des Chancengleichheitsplanes herangezogen.  

 

7. Die 60 Zulassungen zum 2-jährigen Aufstiegslehrgang pro Schuljahr erfolgen in den 

einzelnen Regierungsbezirken unter den Leistungsbesten gemäß den folgenden Kon-

tingenten: 

 Regierungspräsidium Stuttgart 24 Plätze 

 Regierungspräsidium Karlsruhe 14 Plätze 

 Regierungspräsidium Freiburg 11 Plätze 

 Regierungspräsidium Tübingen 11 Plätze 

Im Rahmen dieser Kontingente nicht w ahrgenommene Zulassungen eines Regierungs-

bezirks w erden den anderen Regierungsbezirken zugeschlagen.  

 

8. Alle Bew erberinnen und Bew erber erhalten einen schrif tlichen Bescheid mit der Mittei-

lung der Zulassung oder Nichtzulassung zum Aufstiegslehrgang. 

 

 

Organisation 

 

9. Der Lehrgang dauert zw ei Jahre. 

- 1. Lehrgangsjahr – berufsbegleitende Schulung 

- 2. Lehrgangsjahr – Überprüfungs- und Bew ährungsjahr. 

Er beginnt jew eils zum 01. August eines jeden Jahres. 

 

10. Während des Aufstiegslehrgangs nehmen die teilnehmenden Lehrkräf te eine Unter-

richtsverpflichtung in Schularten oberhalb der Fachschulreife in einer Klasse des Be-

rufskollegs, der Fachschule, des Beruf lichen Gymnasiums oder der Berufsoberschule 

w ahr. Diese Verpf lichtung beträgt 

- im 1. Lehrgangsjahr in der Regel 4 Unterrichtsstunden pro Woche, 

- im 2. Lehrgangsjahr in der Regel 8 Unterrichtsstunden pro Woche. 

 

Ist die Wahrnehmung dieser Unterrichtsverpf lichtung an der Stammschule nicht mög-

lich, w ählt das zuständige Regierungspräsidium im Einvernehmen mit der Schulleitung 
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eine andere Schule aus, an die die Lehrkraf t für den Zeitraum des Aufstiegslehrgangs 

mit dem entsprechenden Deputat teilabgeordnet w ird.  

 

11. Für die am Aufstiegslehrgang teilnehmenden Lehrerinnen und Lehrer w ird der Montag 

im 1. Jahr unterrichtsf rei gehalten, um den Besuch der Veranstaltungen in Fachdidaktik 

zu ermöglichen. 

 

12. Die berufsbegleitende Schulung im 1. Jahr f indet w ie folgt statt: 

 

- Fachdidaktik beider Fächer je 2 Seminartage a 6 Stunden, verteilt auf  das 1. und 2. 

Halbjahr an einem Seminar für Ausbildung und Fortbildung der Lehrkräf te (Beruf li-

che Schulen). Es w ird angestrebt, den Lehrkräf ten die Teilnahme am schulortnächs-

ten Seminar zu ermöglichen. Wegen der Vielzahl der Unterrichtsfächer erfolgt so-

w eit erforderlich eine landesw eite Bündelung bestimmter Fachdidaktikveranstaltun-

gen an einem Seminar. Es besteht kein Anspruch auf  einen bestimmten Ausbil-

dungsort. 

 

- Die zuständigen Ausbilderinnen und Ausbilder besuchen die Lehrkraf t in ihren Aus-

bildungsfächern im ersten Lehrgangsjahr jew eils in der Regel ein- bis zw eimal. Für 

jew eils einen der Unterrichtsbesuche legt die Lehrkraf t eine schrif tliche Unterrichts-

ausarbeitung vor, die neben fachdidaktischen Aspekten pädagogische und psycho-

logische Schw erpunkte aufzeigt. 
 

- Für eine fachliche Qualif izierung ist im 1. Fach der Besuch einer 2,5-tägigen Fortbil-

dung, im 2. Fach der Besuch von zw ei jew eils 2,5-tägigen Fortbildungen nachzuw ei-

sen. Der Besuch der Fortbildungen soll möglichst im ersten Lehrgangsjahr erfolgen. 

Inhaltlich müssen sich die Fortbildungen auf  Unterrichtsthemen oberhalb der Fach-

schulreife beziehen. Wenn keine geeigneten 2,5-tägigen Fortbildungen angeboten 

w erden, können die notw endigen Fortbildungstage auch durch die Teilnahme an 

mehreren ein- oder halbtägigen Veranstaltungen nachgew iesen w erden. Die Eig-

nung der Fortbildung ist vom zuständigen RP oder vom Seminar zu bestätigen. 

 

- Die Schulleitungen unterw eisen die Teilnehmerinnen und Teilnehmer des Aufstiegs-

lehrgangs w ährend des zw eiten Lehrgangsjahres in Schulkunde. Themen sind Fra-

gen der Schulorganisation, des Schulrechts und des schulartbezogenen Eltern- und 

Jugendrechts, die die Schularten oberhalb der Fachschulreife betref fen. Muss die 

Unterrichtsverpf lichtung oberhalb der Fachschulreife im Rahmen der Lehrgangsteil-

nahme an einer anderen als der Stammschule w ahrgenommen w erden, besucht die 

Lehrerin oder der Lehrer in dieser Zeit entsprechende Veranstaltungen der Schul-

kunde in der Regel an der anderen Schule. 
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13. Die Teilnahme am Lehrgang kann auf  Antrag jew eils bis zu einem Jahr w egen Krank-

heit oder w egen Beurlaubung sow ie insgesamt bis zu drei Jahre w egen Schw anger-

schaf t, Eltern- oder Pf legezeiten unterbrochen w erden. Dauert die Unterbrechung län-

ger, w ird die Teilnahme an dem Lehrgang abgebrochen; soll der Lehrgang fortgesetzt 

w erden, ist eine erneute Bew erbung nötig. 

 

 

Prüfungen und Beurteilungen 

 

14. Der erfolgreiche Abschluss des Aufstiegslehrgangs w ird durch Prüfungen in entspre-

chender Anw endung der Prüfungsordnung beruf liche Schulen (BSPO) nachgew iesen. 

 

15. Folgende Prüfungsmodalitäten sind vorgesehen: 

In beiden Fächern w ird die Unterrichtspraxis in jew eils einer Klasse des Berufskollegs, 

der Fachschule, des Beruf lichen Gymnasiums oder der Berufsoberschule von einem 

Prüfungsausschuss im Rahmen einer unterrichtspraktischen Prüfung beurteilt, dem 

eine Vertreterin oder ein Vertreter der Kultusverw altung vorsitzt und dem die eigene 

Ausbilderin als w eitere Prüferin oder der eigene Ausbilder als w eiterer Prüfer angehö-

ren. An die unterrichtspraktische Prüfung im zw eiten Fach schließt sich ein Kolloquium 

mit einer Dauer von 20 Minuten an. Jede unterrichtspraktische Prüfung muss mit der 

Note ausreichend (4,0) oder besser beurteilt, das Kolloquium muss bestanden sein. 

 

Als Prüfungszeiträume w erden grundsätzlich festgelegt: 

1. Fach in der 1. bis 3. Woche nach den Herbstferien, 

2. Fach in der 4. bis 6. Woche nach den Herbstferien. 

 

- Die Lehrkraf t übergibt der oder dem Vorsitzenden des Prüfungsausschusses vor 

Beginn der unterrichtspraktischen Prüfung ihre schriftliche Unterrichtsplanung in 

dreifacher, im Ausbildungsfach Religionslehre in vierfacher Ausfertigung. 

 

- Wird die Leistung der unterrichtspraktischen Prüfung in einem oder beiden Fächern 

nicht mit der Note ausreichend (4,0) oder besser bew ertet oder ist das Kolloquium 

nicht bestanden, kann der jew eilige Prüfungsteil bzw . können die jew eiligen Prü-

fungsteile im Rahmen des laufenden Lehrgangs einmal w iederholt w erden.  

 

16. Für die Teilnahme an der Prüfung w ird die Verw altungsvorschrift "Dienstbef reiung bei 

Lehramtsprüfungen" vom 21. Oktober 2002 (K.u.U. S. 343) entsprechend angew andt. 
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17. Zum Ende des 2. Lehrgangsjahres w ird die Lehrkraf t durch die Schulleiterin oder den 

Schulleiter in einer Klasse des Berufskollegs, der Fachschule, des Beruf lichen Gymna-

siums oder der Berufsoberschule besucht. Danach erfolgt eine abschließende Bew er-

tung der gesamten Leistungen und des erzieherischen Wirkens der Lehrkraf t im Unter-

richt oberhalb der Fachschulreife. Diese Leistungen müssen mit der Note ausreichend 

(4,0) oder besser beurteilt sein, um diesen Lehrgangsteil erfolgreich abzuschließen. 

Der Besuch der Lehrkraf t durch die Schulleiterin oder den Schulleiter ist anzukündigen. 

Die Schulleiterbeurteilung w ird zusammen mit dem Zertif ikat des Landeslehrerprü-

fungsamtes ausgehändigt. 

 

Für die Schulkunde und die Qualif ikation im zw eiten Fach genügt der Nachw eis der 

Teilnahme.  

 

 

Aufstieg in den höheren Dienst 

 

18. Nach erfolgreichem Abschluss des Aufstiegslehrgangs (Feststellung des Ergebnisses 

und Bescheinigung der Noten der unterrichtspraktischen Prüfungen und des Bestehens 

in einem Zertif ikat durch das Landeslehrerprüfungsamt am 15. Juli) muss die Teilneh-

merin oder der Teilnehmer eine persönliche Wartezeit von sechs Monaten zurückgelegt 

haben (Nr. 2.1. der Verw altungsvorschriften des Finanzministeriums zum Vollzug der 

Stellenbesetzungs- und Beförderungssperre vom 11. Dezember 2014). 


